
Spahn macht Apotheker 
zu Mitbewerbern

 _ Zeitgleich zum Masernschutzgesetz 
tritt auch das Gesetz zur Stärkung der 
Vor-Ort-Apotheken in Kra�, das auch 
als „Apothekenschutzgesetz“ bezeichnet 
wird. Zwei Elemente bergen hier ein 
massives Kon�iktpotenzial zwischen 
Apothekern und Ärzten: 
• Belieferung von Patienten mit Me-

dikamenten aufgrund von Wieder-
holungsrezepten. In § 31 SGB V 
wird ein Abs. 1b eingefügt: „Für 
Versicherte mit einer schwerwiegen-
den chronischen Erkrankung ..., die 
eine kontinuierliche Versorgung mit 
einem bestimmten Arzneimittel be-
nötigen, können Vertragsärzte Ver-
schreibungen für eine bis zu drei 
Mal zu wiederholende Abgabe aus-
stellen, die als solche zu kennzeich-
nen sind und die bis zu einem Jahr 
nach Ausstellungsdatum zu Lasten 
der gesetzlichen Krankenkassen 
durch Apotheken beliefert werden 
dürfen.“

• Grippeschutzimpfung in der Apo-
theke. Ein neuer § 132i SGB V re-
gelt: „Die Krankenkassen ... können 
mit Apotheken ... auf Landesebene 
Verträge über die Durchführung 
von Modellvorhaben ... zu Grippe-
schutzimpfungen in Apotheken mit 
dem Ziel der Verbesserung der 
Impfquote vereinbaren. In den Ver-
trägen ... sind insbesondere die Vor-
aussetzungen für die Durchführung 
von Grippeschutzimpfungen in 
Apotheken sowie deren Durchfüh-
rung, Vergütung, Abrechnung und 
Dokumentation zu regeln.“

Wir Ärzte sollten hier zunächst stutzig 
werden: In beiden Fällen wird Apothe-
kern ein Eingri� in Handlungen ge-
währt, die bisher ausschließlich Medizi-
nern vorbehalten waren.

Auf den ersten Blick 
sieht dies wie ein Kompe-
tenzentzug aus. Wichtig 
ist aber, dass die eigentli-
che Kompetenz in ärztli-
cher Hand bleibt und 
dem Apotheker lediglich 
nach ärztlichem Ermes-
sen die Möglichkeit erö�-
net wird, quasi als Erfül-
lungsgehilfe des Arztes 
tätig zu werden. Diese Kompetenz müs-
sen wir kün�ig aber auch konsequent 
entfalten. Damit dieser – für Vertrags-
ärzte positive – Ansatz sich auch in der 
hausärztlichen Praxis in dieser Richtung 
auswirkt, bedarf es einer Strategie im 
Hinblick auf die Umsetzung der gesetz-
lichen Neuerungen.

MMW-KOMMENTAR
Die Möglichkeit, Wiederholungsrezepte aus-
zustellen, gibt es bisher bereits im Bereich der 
Privatverordnung, und zwar im Wesentli-
chen in der nun auch für den gesetzlichen 
Bereich vorgesehenen Form. Auf den ersten 
Blick könnte sich diese neue gesetzliche 
Möglichkeit insbesondere bei der Versorgung 
von chronisch kranken Menschen negativ 
auswirken, wenn sie unkontrolliert die Mög-
lichkeit erlangen, ihre Dauermedikamente 
bis zu dreimal auf dem gleichen Rezept über 
einen Zeitraum von einem Jahr verordnet zu 
bekommen.
Entscheidend ist hier aber der Vorbehalt, 
dass die Ausstellung eines solchen Rezepts in 
der Verantwortung des Arztes liegt. So gese-
hen könnte diese neue Möglichkeit sogar 
durchaus zu einer bürokratischen Entlastung 
der Praxis führen, wenn das Personal nicht 
mehr in der bisher üblichen Form durch 
 Rezeptbestellungen blockiert wird. Gleichzei-
tig bestünde die Möglichkeit, die notwendi-
gen Kontrollen bei solchen Patienten mit 

dieser Neuerung sinnvoll zu verknüpfen. Aus 
ärztlicher Sorgfaltsp�icht heraus könnte 
man die Ausstellung eines Langzeit-Wieder-
holungsrezepts von der Einschreibung in ein 
DMP oder der Vorstellung gemäß der Maß-
gabe der Chronikerleistungen nach den Nrn. 
03 220/03 221 EBM abhängig machen. So 
würde man für eine bessere und gezielte Ver-
laufskontrolle bei gleichzeitiger bürokrati-
scher Entlastung sorgen. 
Ob die Kassen Verträge mit Apothekern oder 
deren Organisationen schließen und als 
 Modellvorhaben Apotheker zu Impfenden 
gemacht werden, bleibt zunächst abzuwar-
ten. Wichtig ist, dass Apotheker das nur 
 machen dürfen, wenn man sie vorher ärzt-
lich schult. Viele Apotheker werden sich auch 
überlegen, ob der Umsatz aus solchen Leis-
tungen in Relation gesetzt werden kann zu 
den erhöhten Ausgaben für die Haftp�icht-
versicherung.
Im Vorfeld muss auch klar sein, dass der Apo-
theker die Kosten für eventuelle Folgeerkran-
kungen persönlich tragen muss. Hier wird 
eine ärztliche Leistung durch Nicht-Ärzte auf 
der Grundlage von Verträgen der Kassen mit 
nicht-ärztlichen Organisationen erbracht. 
Die Behandlung von Folgeerkrankungen, z. B. 
der nicht selten zu erwartenden Impfreakti-
on, ist dann Privatsache. Eine Privatrech-
nung an den Patienten oder ggf. direkt an 
den Apotheker dürfte in solchen Fällen eine 

„heilende Wirkung“ entfalten. ■

Apotheker können 
chronisch Kranke künftig 
bis zu einem Jahr mit 
Medikamenten versorgen.
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AUS DER PRAXIS  .  VON HAUSARZT ZU HAUSARZT




